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«Gläubige nicht vergraulen»
Kirche Versehenmit dem Jesus-Stempel,mache die Kirchenleitung immerwieder politische Vorgaben, sagt

MartinGrichting. DerGeneralvikar des BistumsChur erklärt in einemneuenBuch, weshalb er das falsch findet.

Interview: Kari Kälin

MartinGrichting, dieBischö-
febekämpfendieNo-Billag-
Initiative.EinFehler?
Je mehr sich die Hierarchie zu
tagespolitischen Fragen äussert,
umso mehr entfremdet sie poli-
tisch anders denkende Gläubige
derKirche.Dabei geht es bei sol-
chen politischen Themen nicht
einmal umdenGlaubenanGott,
sondern um Fragen, die man als
Christ so oder anders sehen
kann. IchzitieredazugernePapst
Johannes XXIII: «Die Bischöfe
finden sichmehrderVersuchung
ausgesetzt, sichüberGebührein-
zumischen, und darum hat der
Papst sie anzuleiten, dass sie da-
von Abstand nehmen, in irgend-
welchen politischen Auseinan-
dersetzungenPartei zu ergreifen
oder sich fürdie eineoder andere
Seite zu entscheiden.»

HabenSieBelege fürdie
Entfremdung?
Wir erhalten im Bistum immer
wiederSchreibenvonGläubigen,
die sich imbesserenFall befrem-
det zeigen, weil sich Vertreter
der Amtskirche mit politischer
Schlagseite zu einem aktuellen
Thema geäussert haben. Im
schlechteren Fall treten sie aus
der Kirche aus, oft, weil sie fin-
den,dieKirchenvertreter stellten
siewegen«falschen»politischen
Haltungenalsmoralisch schlech-
teMenschen hin.

Siemonieren, dieKirchenlei-
tungbevormundedieGläubi-
gen imNamenGottesmit
politischenVorgaben, zum
Beispiel inderMigrations-
politik.Undsiemachedas auf
einseitigeWeise. Zu links?
InderSchweiz sinddiePositions-
bezüge tendenziell links-grün, in
anderen Ländern aber auch

rechts.Beides ist falsch.Denndie
Kirche ist weder links, noch
rechts, noch in der Mitte. Sie ist
zuerst eine Religionsgemein-
schaftmitderBotschaft:Gott hat
dichgeschaffen, er liebt dichund
schenkt dir seine ewigeGemein-
schaft. Natürlich hat dann der
christliche Glaube auch Auswir-
kungen auf die Gestaltung der
Welt.Aber jekonkreterdieFrage-
stellungen, desto weniger klar
könnenLösungenausdemEvan-
geliumdirekt abgeleitet werden.
Deshalb sollen sichdieLaienmit
ihrem weltlichen Sachverstand
politisch einbringen, als Bürger
undmündigeChristen.

VertreterderAmtskirche sind
auchStaatsbürger. IhrAufruf
zupolitischerEnthaltsamkeit
ist keineBevormundung?
Ja, sie sindauchStaatsbürgerund
sollen ihre politischen Rechte
wahrnehmen. Aber sie verfügen
auch über eine religiöse Voll-
macht. Die sollen sie betreffend
dieGlaubenslehre, die Seelsorge
und die Leitung der Kirche ein-

setzen, abernicht zurBevormun-
dungderGläubigenbeiThemen,
zu denen man als Christ getrost
dieser oder jener Meinung sein
kann. Sonst besteht die Gefahr,
dass der Klerus seine kirchliche
Autorität missbraucht, um einer
bestimmten politischenHaltung
zumDurchbruch zu verhelfen.

BefürchtenSie ganzeinfach
mehrKirchenaustritte?
Ich möchte Gläubige nicht ver-
graulen mit Stellungnahmen zu
Themen, die nicht in die Kern-
kompetenzderKirche fallen.Der
grosse politische Denker Alexis
de Tocqueville hat es einmal so
formuliert: «Eine Religion, die
ihreAutoritätüberdieBeantwor-
tung vonGlaubensfragen hinaus
ausdehnt, läuft Gefahr, über-
haupt keinen Glauben mehr zu
findenbeidenLeuten.» Ich fürch-
te, diese Analyse ist richtig. Und
darummüssenwir aufpassen.

Soll diekatholischeKirche
auch schweigenbeiThemen
wie«Ehe für alle»?

Hier geht es um eine Frage, die
direkt den Glauben betrifft, im
Gegensatz zur SRG, der Atom-
kraft oder dem Verkaufszeit-
punkt von Tiefkühlpizzas. Die
AufgabederHierarchie ist es, den
christlichen Glauben über die
Ehezuvertreten, auchöffentlich,
was ja heute nicht gerade ange-
nehm ist. Aber auch hier sollen
dann die Laien, aufgrund ihres
christlich gebildeten Gewissens,
in der politischen Arena versu-
chen, demGehör zuverschaffen,
was dem christlichen Glauben
entspricht.

ZuwelchenThemensoll sich
derKleruspolitischäussern?
ÄusserungenderHierarchie sind
immer dann angebracht, wenn
der christlicheGlaubeals solcher
betroffen ist, die Gebote Gottes
oder die Menschenwürde, wie
zum Beispiel bei der Frage nach
demSchutz des Lebens.

PapstFranziskushatdie
europäischeAbschottungs-
politik gegenüberFlüchtlin-
genoderdieKlimawandel-
leugner gegeisselt.Würden
Sie ihndafürkritisieren?
Nein.

NachderLektüre IhresBu-
ches töntdasüberraschend.
Nichtwirklich. In seinemformell
wichtigstenSchreiben, derEnzy-
klika «Laudato si’» betont er,
«dass die Kirche nicht bean-
sprucht, die wissenschaftlichen
Fragen zu lösen, noch die Politik
zu ersetzen». Hingegen fordert
er zu «einer ehrlichen und trans-
parentenDebatte auf, damit Son-
derbedürfnisse oder Ideologien
nicht das Gemeinwohl schädi-
gen». Der Papst kennt also sehr
genau die Grenzen dessen, was
dieKircheamtlich sagen soll und
wo die Debatte dann anderen,

den Laien, überlassen werden
soll. Ich lese viele seiner Äusse-
rungen genau in diesemSinn.

Franziskuswirddennochals
Politpapstwahrgenommen.
Zum Politischen nimmt er auch
Stellung,das stimmt.Abergrund-
sätzlich wird sein Wirken seit
fünf Jahren sehreinseitigwieder-
gegeben. Er ist, wennman seine
Verkündigung anschaut, primär
ein Lehrer desGlaubens.

WäredasZusammenleben in
derGesellschaft friedlicher,
wennsichVertreter von
Religionennicht indiePolitik
einmischenwürden?
Ich denke, dass das Zweite Vati-
kanische Konzil einen Weg
gezeigt hat, wie Religionen mit
Wahrheitsanspruch in einer plu-
ralistischenGesellschaft sinnvoll
wirken können: Die Hierarchie
verkündet die unverrückbaren
Glaubenswahrheiten, die Laien
versuchen in der Politik und der
Zivilgesellschaft, im eigenen
Namen als Christen ihremGlau-
ben Gehör zu verschaffen. Das
scheint mir einWeg zu sein, den
auch andere Religionsgemein-
schaften, auf ihre Verhältnisse
angepasst, gehen könnten. Ich
sehe darin einenWeg, wie wir in
einerpluralistischenGesellschaft
mit einerVielzahl vonReligionen
miteinander friedlich umgehen
können, ohne dass Religion zum
desintegrierenden Faktor wird.
Um eine Debatte darüber anzu-
regen, habe ich meine Schrift zu
Kirche und Politik verfasst.

Hinweis
Martin Grichting (50) ist General-
vikar des Bistums Chur. Sein neu-
es Buch heisst «Im eigenen Na-
men, in eigener Verantwortung.
Eine katholische Antwort auf den
Pluralismus». Verlag Fontis, 2018.

«Je mehr sich die
Hierarchie zu
tagespolitischen
Fragen äussert,
umso mehr
entfremdet sie
politisch anders
denkende Gläubige
der Kirche.»

«Wir erhalten im
Bistum immer
wieder Schreiben
von Gläubigen, die
sich befremdet
zeigen wegen politi-
scher Äusserungen
von Vertretern der
Amtskirche.»

«Die Kirche ist weder links noch rechts noch in der Mitte»: Martin Grichting, Generalvikar des Bistums Chur. Bild: Corinne Glanzmann/LZ (Chur, 18. Januar 2018)

Berset trifft sich
mit Donald Trump
WEF BundespräsidentAlainBer-
set wird sich nächste Woche am
WordEconomicForum(WEF) in
Davos mit US-Präsident Donald
Trump treffen. Dies teilte der
Bundesratssprecher gesternmit.
Die Modalitäten des Treffens
sind aber noch unklar. Zudem
würdenochüberweitereTreffen,
beispielsweise mit EU-Kommis-
sionspräsident Jean-Claude Jun-
ckeroderderbritischenPremier-
ministerin Theresa May, disku-
tiert. Vereinbart wurde derweil
ein Treffen mit dem indischen
Ministerpräsidenten Narendra
Modi. Zudem wird der Bundes-
präsident die Regierungschefs
vonBelgien, Israel undvomLiba-
non treffen. Vereinbart wurden
ausserdem Zusammenkommen
mit dem argentinischen Präsi-
dentenMauricioMacri,mit dem
Präsidenten Zimbabwes, Em-
merson Mnangagwa, dem ruan-
dischen Präsidenten Paul Kaga-
me und dem Präsidenten Aser-
baidschans, IlhamAlijew.

Viele Treffen stehen auch
Aussenminister Ignazio Cassis
bevor. Im Mittelpunkt steht die
Beziehung zur EU. Für dieseGe-
sprächewirder sichmit Johannes
Hahn treffen, dem EU-Kommis-
sar für europäische Nachbar-
schaftspolitik, der auch für die
Beziehungenmitder Schweiz zu-
ständig ist. Auch mit europäi-
schen Aussenministern will er
das Thema besprechen. (sda)

Sexualkunde
darf Pflicht sein

EGMR In einem Urteil zum Se-
xualkundeunterricht im Kanton
Basel-Stadthält derEuropäische
Gerichtshof fürMenschenrechte
(EGMR) fest, die Schweizer
Behörden hätten die Ablehnung
einer Dispensation von der Se-
xualkundegutbegründet.Die an
denEGMRgelangteFamilie hat-
te2011 für ihredamals siebenjäh-
rige Tochter eine Befreiung vom
Sexualkundeunterricht bis zur
zweitenPrimarschulklassebean-
tragt. Alle Schweizer Instanzen
stütztendenEntscheidder Schu-
le, dass keine Befreiung von die-
semTeil desUnterrichts gewährt
werden müsse. Auch der EGMR
kommt in seinem Urteil zu die-
semSchluss.Erunterstreicht, ein
wichtiger Bestandteil der Schul-
erziehungbestehedarin, dieKin-
der aufdieRealitätenderGesell-
schaft vorzubereiten. (sda)

Initiative für
sauberesWasser

Einreichung Die Trinkwasser-
Initiative ist gestern in Bern mit
114420 Unterschriften einge-
reicht worden. Sie fordert, dass
künftig nur noch Landwirt-
schaftsbetriebeSubventionener-
halten, die auf den Einsatz von
Pestiziden und vorbeugend ver-
abreichteAntibiotika verzichten.
Das Volksbegehren ist nach Ein-
schätzungder Initianten,desVer-
eins «Sauberes Wasser für alle»
dringlich. Denn der intensive
Einsatz von Pestiziden, Antibio-
tika und riesigenMengen an im-
portierten Futtermitteln in der
Landwirtschaft verschmutze die
Gewässer und das Trinkwasser,
zerstöre die Biodiversität, belas-
tedieBödenund förderedieEnt-
stehung der antibiotikaresisten-
ten Bakterien. (sda)


